
Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ministerium für Inneres und Kommunales NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidentin des Landtags 
Nord rhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

60~fach 

Unterrichtung des Landtags auf der Grundlage der "Vereinbarung 
zwischen Landtag und Landesregierung über die· Unterrichtung 
des Landtags durch die Landesregierung" 
Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung zwischen den Ländern 
Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 

Anlagen: Entwurf der Verwaltungsvereinbarung 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 

gemäß Abschnitt 11. der "Vereinbarung zwischen Landtag und Landes­
regierung über die Unterrichtung des Landtags. durch die 
Landesregierung" unterrichte ich Sie im ·Folgenden über den geplanten 
Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung über den Vollzug von Ab­
schiebhaft an erwachsenen ausländischen Frauen in der 
ausländerrechtlichen Zuständigkeit nordrhein-westfälischer Ausländer­
behörden in der rheinlarid-pfälzischen Landeseinrichtung für 
Asylbegehrende und Ausreisepflichtige (LEfAA) in Ingelheim. 

Seit dem 15. Mai 2015 wird Abschiebungshaft in der Unterbringungsein­
richfung für Ausreisepflichtige in Büren vollzogen. Rechtgrundlage 
hie#ür ist das in Vollzug der bundesrechtlichen Regelung des § 62 Ab­
satz 1 Aufenthaltsgesetz erlassene Gesetz über den Vollzug der 
Abschiebungshaft in Nordrhein-Westfalen (Abschiebungshaftvollzugs­
gesetz Nordrhein-Westfalen - AHaftVollzG NRW) vom 17. Dezember 
2015, in Kraft getreten am 1. Januar 2016. 

08. Juli 2016 
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Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen , 

Für die Unterbringung von inhaftierten weiblichen Ausreisepflichtigen 
wurde im Jahr 2015 eine Abteilung mit 20 Unterbringungsplätzen vorge­
halten. Die tatsächlichen Belegungszahlen im Jahr 2015 ergaben, dass 

, monatlich durchschnittlich nicht mehr als zwei Frauen in der Unterbrin~ 
gungseinrichtung inhaftiert waren. 

Wegen des Trennungsgebotes zwischen der Unterbringung von Män­
nern und Frauen musste dennoch stets eine ganze Abteilung mit 20 
Plätzen in Anspruch genommen werden, für die auch das Personal 
ständig vorgehalten werden musste. Zudem war ein humaner Abschie­
bungshaftvollzug dadurch erschwert, dass die Frauen aufgrund ihrer 
geringen Anzahl in ihrer Abteilung isoliert waren, was selbst von der so­
zialen Betreuungsorganisation vor Ort vorgetragen'wurde. 

Um einen humanen Vollzug für weibliche Ausreisepflichtige zu fördern 
und zur besseren Auslastung der bisher für Frauen genutzten Abteilung, 
wurde im Januar 20~ 6 entschieden, diese zukünftig im Wege der Amts­
hilfe in der Landeseinrichtung für Asylbegehrende und Ausreisepflichtige 
(LEfAA)in Ingelheimin Rheinland-Pfalz unterzubringen. In dieser, i::in­
richtung werden auch inhaftierte weibliche Ausreisepflichtige aus 
Hessen und Baden-Württemberg untergebracht. 

Die vorgelegte Verwaltungsvereinbarung findet Anwendung auf die Un­
terbringung von weiblichen Ausreisepflichtigen, die aufgrund eines 
durch eine nordrhein-westfälische Ausländerbehörde beantragten Haft­
befehls in Abschiebungshaft genommen werden. 

Die Kosten der Unterbringung einschließlich der Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz sind während der Haftdauer gemäß § 45 
Absatz 20BG als Teil der Abschiebungskosten vom Land Nordrhein­
Westfalen zu tragen. Sofern davon ,abweichend Inhaftierungen im Wege 
der Amtshilfe durch die nordrhein-westfälischen Ausländerbehärden in 
anderen Bundesländern vollzogen werden, besteht wegen dieser Kos­
ten ein Erstattungsanspruch der Ausländerbehörden gegenüber dem 
Land Nordrhein-Westfalen. 

Im Hinblick auf diese Kostenerstattung sieht der Vereinbarungsentwurf 
deshalb nur eine Verfahrensvereinfachung vor,' wonach diese Kosten 

. unmittelbar zwischen Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen abge­
rechnet werden. 
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Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Für die Bereitstellung der Unterbringungsplätze ist auch dann zu bezah­
len,wenn diese nicht in vollem Umfang in Anspruch genommen werden. 
Aus diesem Grunde wurde für die UfABüren im zweiten Nachtrag zum 
Haushalt 2016 eine Haushaltsanmeldung für die Verwaltungsvereinba­
rung mit Rheinland-Pfalz für das Vorhalten von fünf 
Unterbri'ngungsplätzenfür ausreisepflichtige Frauen vorgenommen. 

DerVereinbarungsa~schluss steht unter dem Vorbehalt der Entschei­
dung des Haushaltsgesetzgebers und wird deshalb, sofern die Mittel· 
bewilligt wurden, zeitlich nach der Verabschiedung des Nachtragshaus­
haltes erfolgen. 
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'Verwaltungsvereinbarung 

über den Vollzug von Abschie'bungshaft an 

erwachs.enen ausländischen Frauen-- in der' 
. . 

au~länderrechtlichen Zustä-ndigkeit nordrhein- . 
- . . 

westfälischer Ausl·änderbehörden in der' 

rheinland.:.pfälzische-n" 

. . . 

landeseinrichtung für'Asylbegehrendeu'nd . 

. Ausreisepflichtige (lEfAA) . 

in.I .. ngelhe·im -



,Verwaltungsvereiilbarung 

Zwische'n dem Land Rheinland-Pfalz - vertreten durch die Ministeiin für 
, FamUie/Frauen, Jugend, Integration und'yerbraucherschutz -

und 

dem land Nordrhein-Westfalen - vertreten durch den Minister für Inneres 
und Kommunales -

wird folgende Vereinbarung getroffen: 

1 .. 

1.1. Rheinland~Pfalz hält in I'ngelheim in der Landeseinrichtung . für 

. Asylbegehrende und Ausreisepflichtige (LEfAA) fünf Plätze-' für ·den 

Vollzug der Abschiebungshaft an volljährigen Frauen bereit, die sich in 

der ausländerrechtlichen Zuständigkeit nordrhein-westfälischer 

Ausländerbehörden befinden. Die Beteiligten sind sich einig,. dass eine 

Unterbringung dort auf Grundlage der Geschäftsanwe'isung über 'das 

Verfahren' zur Durchführung freiheitsentziehend-er Maßnahmen in der. 

GfA .in.der jeweils 'geltenden Fassung (Anlag·e) erfolgt,. insbesondere· 

hinsichtlich der Gewahrsams- und Aufnahmefähigkeit der 

aufzunehmenden Personen. 

1.2.. Nqrdrhein-Westfalen verpflichtet sich,für di~ Bereitstellung dieser Plätze 

eine Erstattung von 300 EUR pro Platz und Tag zu zahlen. 

1.3. Dieser Betrag erhöht sich im Fall .der Belegung auf 310 EUR ,pro 

Platz/Person und Tag; der Tag der An- und AbTei~e zählt jeweils' als ein 

voller Tag der Belegung. 

1.4. Die Beträge nach den Nummern 1.2. und 1.3. erhöhen sich jährlich'-
. " 

, jeweils zl:l Beginn des Kalenderjahres . ..:.. um 3 %, ausge~end von den 



. Beträgefl des Vorjahres. Ei'n nicht auf volle EUR errechneter Betra·g ist bis· 

0,49 EUR abzurunden und von 0,50 EUR an aufzurunden .. 

1.5. Folgende beim Vollzug der Abschiebungshaft anf~lI-enden Kosten für die 

Versorgung der· untergebrachten Personen nach dem 

Asylbewerber.leistungsgesetz, die die nordrhein-westfäHschen 

Ausländerbehörden zu tragen haben,· werden vom Land Nordrhein­

Westfalen unmittelbar nach Abrechnung (Nu,mmer 2.2.) gesondert 

erstattet: 

.•. für die gesundheitliche Versorgung und sonstfge Leistüngen nach §§ 4,6 

AsylbLG (d.h. insbesondere solche Kosten, die wie z.B . 

. krankenhauskosten, Behandlung du~ch externe Fachärzte, 

Rettungsdienst, Krankentransport etc., die nicht durch Leistungen der· 

· Krankenstation der Gewahrsamseinrichtung abgedeckt werden können), 

• . für.den individuellen Bargeldbedarf der untergebrachten Person nach § 3 

Abs. 1 Satz 9 AsylbLG in Verbindung mit§ 5 Abs. 3 

· Landesaufnahmegesetz Rheinland-Pfalz, 

• .tür Bekleidung und Schuhe, 

• für die Gesundheitspflege. 

- . . 

Die' Erstattung erfolgt durch die Bezirksregierung Detmold 

· - Unterbringungseinrichtung für Ausreisepflichtige Büren -. Nachlaufende 

· Rechnungen sind dabei bis zu 2 jahre nach Fälligkei·t abrechnungsfähig. 



2. 

2.1. Nordrhein-Westfalen leistet jeweils zum 1. Februar und 1. August für das 

laufende Kalenderhalbjahr eine AbschlagszaDlung. Die Höhe der 

Abschlagszahlung richtet sich nach der gem. Nummern 1.2. LV.m. 1.4. zu 

zahlenden Kostenpauschale für die Bereitstellut:1g von 5 Plätzen. Für den 

Zeitraum vom 01.08. bis 31.12.2016 leistet Nordrhein-Westfalen eine 

Abschlagszahlung in Höhe von 228.125,- EUR zum 01.10.2016. 

2.2. Das zuständige rheinland-pfälzische Mini'sterium te,ilt bis zum 1. April 

eines jeden Jahres - unter Berücksichtigung bereits geleisteter 

AbschlagszahluRgen' ~lIe im vorangegangenen Kalenderjahr 

'aufgelaufenen Kosten, ,einschließlich der nach Nummer '1.5. 

aufgelaufenen Kosten mit. 

2.3. Das zuständige rheinland-pfälzische Ministerium informiert über die 

nach den Vorgaben der Nummer 1.4. zu bestimmenden jährlichen 

Kostensteigerung. 

2.4. Die nach den' Nummern 2~2. und 2.3. ermittelten Kosten erstattet 

Nordrhein-Westfalen bis zum 15. Mai de~ jeweiligen'Jahres. 



3. 

3.1,. Sollten :Gründe für eine außerordentliche Kündigung vorliegen, kann 

beid.ers~its unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum 

Abschluss eines Kalenderjahres gekündigt werden. 

3.2. Diese Vereinbarung- tritt zum 01.08.2016 in Kraft und bleibt bis zum 

·31~07.i021 gültig. 

3.3 .. Diese Vereinb~rung verlängert sich jeweils um d·rei weitere Jahre, ~enn 

. das Land Rheinland-Pfalz und das Land Nordrhein-Westfalen. dies . . 

. übere.instimmend vor Ablauf der.GÜltigkeit dieser Vereinbarung erklären~ 

Für das land Rheinland-pfalz· 

·Die Ministedn für Familie; 
Frauen, Jugend, Integration 
und Verbraucherschutz 

. Anne Spiegel 

Mainz, den 

Anlage: 

Für das land Nordrhei.n-Westfalen 

Der Minister für Inneres und 
Kommunales· 

. Ralf Jäger . 

Düsseldorf, den 

... Geschäftsanweisung über.däs Verfahren zur Dur~hführung freiheitsent­
ziehender Maßnahmen derGfA 
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GfA.lngeJh~rm . Stand: 01.07.2015· 

. . 
. Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion'. . 

Landeseinrichtung für Asy!begehrende unq Ausreisepflichtige (LEfAA) 
. Geschäftsbereich: 

.- Gewahrsamseinrichtung für Ausreisepflichtige (GfA)-

Geschäftsanweisung über das Verfahren zur Durchführung frei- . 
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GfA Ingelheim Stand: 01.07:2015 
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GfA hlgelheim Stand: 01.07.2015 

1. Wesen der ZurUckweisungs- und Abschiebungshaft 

Die Unterbringung in Zuruckweisungsbaft nach § 15 Aufenthaltsgesetz 
(AufenthG) und AbschiebungshäfL nach den §§ 62, 62a AufenthG hat die Auf­
gabe, die Ausreiseverpflichtung. im Rahmen asyl- und aufenthaltsr~chtlicher 
Verfahren sicherzustellen. Der Aufenthalt in der Gewahrsamseinrichtung dient 
der Unterbringung von Personen~ Sie umfasst inspesondere deren Aufnahme, 
Bewachung, Versorgung, Betreuung, Entlassung bzw. ÜbersteIlung in einen 
anderen Behördenbereich. Die Gewahrsamseinrichtung ist generell für die Auf-
nahme von Minderjährigen nicht geeignet. . 
Die in Zurückweisungs- und Abschiebungshaft untergebrachten Personen sind 
gemäß § 5 Landesaufnahmegesetz (LAufnG)' in ihrer' Freiheit nicht weiter zu 
beschränken, als es der Zweck der Unterbringung und die Sicherheit und Ord­
nung in der Gewahrsamseinrichtung erfordern. Die Persönlichkeit und das Ehr-
gefühl der untergebrachten Person sind z,u achten. ' ' 

2. Personenkreis 

In der Gewahrsamseinrichtung werden grundsätzlich gewahrsamsfähige, voll-
jährige Personen untergebracht, , 

für die ein deutsches Gericht zur Zurückweisung, zur Vorbereitung der Aus­
w~isung oder zur Sicherung der Abschiebung Haft angeordnet hat und 

- die nicht Wegen einer Straftat in Untersuchungshaft zU,nehmen sind. 

, Nicht gewahrsamsfähig sind insbesondere 

.' Bew~sstlose, 
e Personen. rn,it ·schwerwiegendell psychischen Erkrankungen (einschließlich 

posttraumatischer Belastungssyndrome) oder schwerwiegenden Suchtprob­
lemen, die sich in einer Behandlung im Rahmen eines 'Subs,tituti­
onsprogrammes befindefl .oder einer sofortigen stationären ärztlichen Be-
handlung bedÜrfen, _ 

'. akut Suizidgefährdete, die einer so.fortigen stationären ärztlichen Behandlung 
bedürfen, 

• Personen, bei denen nach ärztlichem Urteil Anhaltspunkte für das Voriiegen 
einer absoriderungspfli.chtigen ~nsteckenden Erkrankung bestehen oder bei 
denen die Gefahr besteht, dass sie in Folge ihrer ansteckenden Krankheit die 
Gesundheit Dritter in der Gewahrsamseinrichtung ernsthaft gefährden wur-' 
den, 

• Personen, die einer sofortigen stationären ärztlichen Behandlung bedürfen. 

Nicht untergebracht' werden sollen in der Gewahrsa~seinrichtung 

'e Personen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
... Schwangere, 
• Familien oder Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern. I 

3 



GfA .Ingelheim Stand: 01".072015 

3. Organisation 

3.1 Leitung . 
Di.e Leitung trägt die Verantwortüng für qen Vqllzug der Zurückweisungs- und 
Abschiebungshaft in der Ge~a-hrsamse'inrichtung für Ausreisepflichtige. 

Sie kann die ihr nach dem LAufnG in Verbindung mit dem Strafvpllz.ugsgesetz 
(StVoIlzG) und dem AsylbLG obliegenden Aufgaben den von ihr beauftragten 
Landesbedi~nsteten übertragen. . . 

Die Leitung hat die für den Vollzug der Zutückweisungs- und Abschiebungshaft 
notwendigen Aufgaben zu kootdinjereh und die Einhaltung einer e!nheitlichen 
VoHzugsgestaltung zu uberwachen. Zu dies?m Zw~ckkann sie allgemein und 
im Einzelfall Weisungen an je,de Mitarbeiterin und jeden.Mitarbeib~r dE3f Einrich-
tung erteilen. . 

Die Leitung bestifDmt Lande'sbedienstete, die außerhaJb der allgemeinen' 
Dlenststunden und I oder .in ihrer Abwesenheit für die ordnungsg~mäße Erledi­
gung ~nfallender Aufgaben der Leitung, insbesondere bei besonpe.ren Vor-
kommnissen, zur Verfügung. stßOen. . 

Die Leitung stellt sicher, dass sie oder- erforderlichenfalls. durch die Ahord­
nun'g von Rufbereitschaft - ihre Ve:rtretU'ng oder die von ihr beauftragte Person 
.im Landesdienst aUßerhqlb' der allgemeinen ' Dienststunden, ··zumindest fern-

- mQncHich, erreichbar ist . 

3.2 Sonstige Geschäftsverteilung 

t=ihzelheitenzur Geschäftsverteilung regelt d~r Von der Leitung unter BeteiU-. 
gung des Organisationsreferates' der Aufsichts- und ·bienstleistungsqirEiktion ~r­
·I?ssene Geschäftsverteilungsplan ; 

3.3 H~lftunterlage.n 

In qer Gewahrsamseinrichtung werden, neben den. Personen- qnd. Gesund­
heitsakten geführt: 

H aftb weh, . 

Wachbuch, 

Obersi~ht uber verwahrte Wertgegenstände; Bargeld und Postwertzeichen, 

Übersicht über verw~hrtegefährliche' Gegenstähde, 

Übersicht über die in VeJ)Vahrung genommenen sonstigen Gegenst~nde, 

BestalidsverzeJchnis Über Medikamente: (Medikamentenbuch) , 

Hygiehebuch, 

Besucherbuch" 
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GfA Ingelhe!m 

Dienstplan der Betreuungs<?rganisationen. 

- Buch über Teilnahme am Hofgang, 

- Kostbuch . 

·Stand:01~07.2015 

. Die Unterlagen sind sorgfältig zu führen;- Eintragungen sind unverzüglich vörzu­
n~hmen. Notwendige Änderungen sind so vorzunehmen, dass die erste Eintra­
gung lesbar bleibt. Eintragungen sind persönlich mit Namenszeichen l:lnd Da­
tum abzuzeichnen. 

4. . Aufnahme und Entlassung 

4.1 Aufnahmeersuchen 

Die Aufnahme in die Gewahrsamseinrichtung setzt ein schriftliches Aufnah­
meersuchen der zustärlqigen Ausländerbehörde, der Bundespolizei oder der 
Polizei voraus .. Die Polizei wird vor allem dann fätig,·wenn die örtliche Auslän­
derbehörde nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. Diese Vorausset­
zungen liegen insbesondere außerhalb der regulären DienstZeit J..Ind an .arbeits­
freien Tagen vor. Das Aufnahmeer~uchen ist vollständig auszufüllen. 

Ausnahme: Von einer aufilahmeersuchenden Polizeidienststellekann trotz ihrer 
origin'ären Zustä.hdigKeit für die Beantragung der Zurückweisungs- oder' Ab­
schiebungshaft nicht 'die Abgabe einer ~ostenübernahme- und Einverständnis­
erklärung verlangt Werden. 

Für die Bundespolizei gelten alle Regelungen, die für die Ausländerbehärden 
gelten. 

Weitere unabdingbare Aufnahmevoraussetzungen sind: 

- Gültiger richterlicher Haftbeschluss und 
- Untersuchungsbericht üb~r die Feststellung ,der Gewahrsamsfähigkeit reines 

Amtes für Gesundheitswesen oder einer Ärztin bzw. eines Arztes im ver­
schlossenen Umschlag mit der Gewahrsamsfähigkeitsbescheinigung gemäß 
·Anlage 1, Seite 4. 

Darüber hinaus ist dem Aufnahmeersuchen Folgendes b.eizufügen (Anlage 1): 

Übernahmeerklärung für im. Falle der Entlassung entstehende Kosten für die 
Fahrt in den Bereich der zuständigen Ausländerbehörde und die in diesem 
Zusammenhang anfallende notwendige Verpflegung, 

Erklärung über dfe rechtzeitige E;ntlassung gern. § 16 Abs. 1 StVoHzG, 

Erklärung über das Einverständn!s des Verlassens der GfA aus schwerwie­
genden Gründen;, wie z.8. medizinischer Notfall, Brand, Bombendrohung, 
etc .. 
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GfA,lngelheim . . Stand: 01.07.2015. . . 

Sofern von Seiten der aufnahmeersuchenden Dienststelle vergessen wurde das 
.Aufnah-rneersuchen vorher schriftlich einzureichen, kann - sofern die sonstigen 
Voraussetzungen gegeben sind und ein entsprechender Haftplatz zur Verfü­
gung steht - einer Aufnahme ausnahmsweise zugestimmt werden. Allerdings 
m.uss das Aufnahmeersuchen bei Einlieferung der oder des Ausreisepflichtigen 
nac.hträglich von den zuführ~flden Bediensteten ausgefüllt werden. 

Die Aufnahme ist abzulehnen, sofern kein gülfiger richterlicher Zurückweisungs­
öder Abschiebungshaftbeschluss oder keine Bescheinigung über die vorliegen­
de Gewahrsa'msfähigkeit mitsamt ärztlichem Untersuchungsbericht (in ver­
'schlossenem Umschla.g,der nLJr von der Krankenstation geöffnet werden darf) 
vorliegt.-

·4.2 Aufnahmeverfahren 

Die Einlieferung in die Gewahrsamseinrichtung ist grundsätzlich innerhalb der 
normalen Dienstzeiten möglich. Sie darf nur durch Bedienstete der Ausländ~r­
behörde, der Polizei, der Bundespolizei oder der Justizvollzugsverwaltung vor-
genommen werden.' . 

Die unterzubringende Person und deren' mitgebrachten Gegenstände sind zu . 
durchsuchen.' . 

Die Aufnahme in die Gewahrsamseinrichtung erfolgt nur bei Vorliegen der unter 
Ziffe~ 4.1 genannten Voraussetzungen. In Zweifelsfällen hinsichtlich der Be­
scheinigung der Gewahrsamsfähigkeit entscheidet das zuständige Amt für Ge­
sundheitswesen. 

Sollten sich die zuführenden 'Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte bzw. Mitar­
beitende der zuständigen Ausländerbehörde noch vor einer ordnungsgemäßen 
Übernahme der unterzubri~ge.nden Personen durch die GfA entfernen, ist wä"h­
rend der allgemeinen Dienstzeiten die Leitüng zu informieren. Außerhalb der 
a~lgemeinen Dienstzeiten informiert die verantwortliche Dienstleitung (vQL) die 
Rufbereitschaft.. Die Leitung I Rufbereitschaft setzt sich mit der oder dem Vor- . 
gesetzten der 'zljführenden B~diensteten in V~rbindung, um eine Klärung der 
Situation herbeizuführen. In Zweifelsfällen muss über die Frage, ob eine Auf­
nahme einer oder eil1es Ausreisepflichtigen möglich ist, zu einem späteren 

. Zeitpu~kt entschieden werden. 

Es ist· dara.uf zu achten, d~ssBedienstete der zuführenden Polizeidienststelle 
oder der zust~n(jigen AusländerbeJ:lörde nicht gegen ihren Willen in ger Einrich­
t(jng festgehalteri werden. 

Die im Haftbeschluss vermerkten Sicherungs- oder Unterbringungsanordnun­
gen und sonstigen Hinweise si~d zu beachten. 

Der soziale Dienst ist jeweils von einer bevorstehenden Aufnahme zu verstän­
digen. Unverzüglich nach Abschluss der Aufnahmeformalitäten, im Falle der 
Aufnahme außerhalb der normalen Dienstzeiten unverzüglich am darauffolgen~ 
den Arbeitstag, ist mit der untergebrachfen Person ein erstes Aufnahmege­
spräch zu führen. Sie ist über ihre Rechte und Pflichten ~u informieren. Ziel die-
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ses GeSprächs ist-auch die Vermittlung der lferhältnisse, in der Gewahr­
samseinrichtung, insbesondere die Aushändigung ulid -Erläuterung der Haus-

, ordnung, sowie des Angebotes der sozialen Betreuung. -

Die Hilfe soll darauf gerichtet sein, die untergebrachte Person in die Lag~ zu 
versetzen, ihre Angelegenhe.it~n selbst zu ordnen und zu- regeln. 

Nach der Aufnahme wird die untergebrachte Person alsbald der Leitung oder 
, -ejner von ihr beauftragten Person vorgestellt. 

pie Personalien der untergebrachten Personen werden unmittelbar bei der Auf­
nahme vom Haftbeschluss in das Haftbucn übertragen. Es sind jeweils Passfo­
tos der untergebrachten Personen zu fertigen und zu den Unterlagen zu neh­
men. 

Die unterzubringenden Personen. erhalten Bettwäsche soWie die notwendigen 
HygieneartikeL 

'Bei der Zuweisung desZimmers ist aUf kulturelle und ethnische Besonderheiten 
zu achten.' 

4.3 Gepä,ckbeschaffung, 

, Zur Beschaffung von persönlicher Habe, die s-ich außerhalb der' Gewahr- " 
sam~einrichtung befindet, leistet der Sozialdienst Hilfestellung. Er setzt sich da­
bei mit der zuständigen Ausländerbehörde ins Benehmen. " 

4~4 -Vorubergehendes Verlassen der Gewahrsamseinrichtung 

, Eine untergebrachte Person darf die Gewahrsamseinrichtung nur gegen schrift­
liche Anweisung der zuständigen Behörde verlassen. Dies ist im Wachbuch zu 
ve'rmerken. Die Wiedereinlieferung 'der untergebrachten Person ist durch Unter­
schrift der Leitung oder der von, ihr beauftragten Personen im Landesdienst zu 
bestätigen. ' ' 

4.5 Endgült,ges Verlassen der Gewahrsamseinrichtung 

Die Unterbringung endet mit der Abschiebung, der Entlassung oder der Über- , 
führung der untergebrachten Personen in einen anderen Zustä~digkeitsbereich.' 
Die E;ntla~sung erfolgt grundsätzlich, auf Grund eines richterlichen Beschlusses 
oder auf Grund der schriftlichen Mitteilung über die Entscheidung der zuständi-' 
gen Ausländerbehörde bzw. der Bundespolizei, die uritergebrachtePerson so­
fort auf freien Fuß zu setzen. Die Überführung erfolgt durch die iuständige ,Aus­
länderbehörde, die Polizei oder die Justizverwaltung. Die Entlassung. die 
Grundlage der Entlassung sowie die Überführung sind im Maftbuch Zl:l vermer-
ken.· ' 
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DergenaUe ' Zeitpunkt 'der Beendigung der Unterbringung wird im Haftbuch 
'vermerkt und von der bis zu diesem Zeitpunkt untergebrachten Person oder ei- ' 
nem Bediensteten der Einrichtung bestätigt. 

Die untergebrachte Person hat die ihr zum vorläufigen Gebrauch übergebenen 
, G'egenstände zurückzugeben.,' , 

4.6 Allgemeiner Umgang mit den untergebrachten Personen 

'Die Würde, das Ehrgefühl und' die ,Intimsphäre s'owie die kulturellen und ethni­
schen Besonderheiten' der untergebrachten Personen sind zu respektieren, Sie 
sind mit Namen und in der HöfHchkeitsform anzureden. 

5. Un~erbringung und Versorgung 

5.1 Unterbringungsförm 

Die Unterbringung erfolgt grundsätzlich in Einzelzimmern mit abgetrenntem Sa­
nitärraum (Waschbecken, WC). Gemeinschaftsduschen befinden sich in den 
Fluren. 'Aus, medizinischen Grühden oder auf Wunsch ist eine Unterbringung'in 
Räumen mit zwei Plätzen möglich .. 

Frauen und ,Männer werden getrennt untergebracht. Familienangehörige, Ehe­
oder Lebenspartner . oder-partn_erinnen können gemeinschaftlich in einem 
Zimmer untergebracht werden, wenn alle Betroffenen ihre Zustimmung erteilt 
haben. Diese sind getrennt und unter angemessener Wahrung ihrer Privatsphä­
re unterzubringen. 

Neuzugänge werden grundsätzlich am Folgetag ihr~r Ankunft in der Gewahr­
samseinrichtung aus dem geschlossenen in den offenen Unterkunftsberei~h 
verlegt.. 

Ausgenommen hiervon sind Personen mit schweren ansteckungsfähigen Er­
krankungen, Personen, bei.dJ~nen erkennbar eine Eigen- oder Fremdgefähr­
dung besteht sowie Personen, die, ausdrücklich eine Unterbringung' im ge­
schlossenen Bereich wünschen. 

Im offenen Unterbringungsbereich können die Zimmer durch die untergebrach..; 
ten Personen geschlossen werden. Zum Schutz der untergebrachten Personen 
ist eine Überschließmöglichkeit von außen zulässig, 

Es stehen ein Sakralraum und Gemeinschafts-, Fitness- und Aufenthaltsräume 
sowie Meditations- und, Gebetsräume für Christen und Nichtchristen zur Verfü­
gung. 
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Eine, dem VerwendungszWeck der Zimmer und Aufenthaltsräume sowie des 
Fitne'ssrauines entsprechende Ausstattung istzu gewährleisten. Insbesondere 
istE?,ine genügende Anzahl von Tischen und Sitzgelegenheiten-vorzuhalten. ' 

-
Alle Zimmer sind ausreichend zu beleuchten und zu beheizen. Die Temperatur 
in den Zimmern soll nicht weniger als 18q C betragen, am Tag "sollte ,eine 
R.aumtemperatur von 21 0 C erreicht werden. 

Die Zimmer sind regelmäßig und ausreichend ~u beiüften. 

Die Zimmer s.ind regelmäßig zu reinigen und erforderlichenfalls zu desinfizieren. 

Der ordnungsgemäße Zustand aller Einrichtungen und Ausstattungsgegenstän­
de ist regelmäßig zu überwachen. Die Leitung führt einmal monatlich elne- Kon­
trolle durch. Daneben sind unregelmäßige Kontrollen durchzuführen. 

5.3 Reinigung 

Die Treppenhäuser, ,Flure und sanitären Einrichtungen Werden regelmäßig ge- ' 
säubert. Während der Reinigung oder Desinfektion durch Reiriigungspersonal " 
haben die untergebrachten Personen ~i~ zu säubernden Räume zu verlassen. 

Die Zimmer sind durch die untergebrachten Personen zu reinigen. 

Benutzte Bettwäsche und Handtücher werden regelmäßig gewaschen. 

5,.4 B~kleidung 

Oie untergebrachten Personen tragen eigene Kleidung. Bei Hedarfwird Beklei-
dung ausgegebe~. ' 

Die untergebrachten Perso~ery können ihre Bekleidung waschen lassen. 

'5~S' Verpflegung 

'Die Verpflegung ist eine vollwertige Ernährung nach den Erkenntnissen der 
rnqdernen Erriährungslehre. Bei der Ernährung werden religiöse Besonderhei:" 

, ten berücksichtigt. 

'über die Notwendigkeit der Gewährung von besonderer Kost entscheidet im 
Zweifelsfall eine Ärztin bzW. ein ArZt oder das Anlt für Gesundheitswesen. 

Das Mittagessen ist täglich von der Leitung oder einer von ihr beauftragte~ Per~ 
son im Ländesdienst zu probieren. Darüber hinaus haben Bedienstete des mit 
der ä~ztlichen Versorgung betrauten Unternehmens regelmäßig das' Mittages- , 
sen zu probieren, insbesondere die verordnete besondere Kost. 
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Das Ergebnis der Kostprobe ist im Kostbuch zu vermerken. Von jeder, Mahlzeit 
ist eine kleine Probe für Untersuchungszwecke. zurückzustellen und tiefgekühlt 
mindestens 72 Stunden ·aufzubewahren. Auf den Behältern wird der Tag der 

' .. Entnahme der Probe angegeben . 

. 5.6 Verbot berauschende't Mittel 

Der Verzehr, der Besitz und die Herstellung alkoholischer oder berauschender 
Geträn~e, die Einn~hme voJ) MediKamenten, mit Ausnahme der ärztlich verord­
neten und durch den medizinischen Dienst ausgehändigten, sowie :sonstiger· 
-Suchtrnittelist untersagt. 

·5.-7 Eink;auf 

Die untergebrachten Personen k9nnen sich im Rahmen der ihnen zur Verfü­
gung stehenden Mittel .(Kontenblatlverfahren) ausein.~.rn von der Einrichtt.lng 
vermittelten Angebot, insbe$ondere Nahrungs,... und Genussmittel sowie Mittel 

. zur Körperpflege und Schreibartikel kaufen. 

6. Verkehr mit der Atißenwett 

. 6.1 Al.Igemeine Besuchsr~gellJngen 

Untergebrachte Personen dürfen mit ihrem Einverständnis besucht werden. 
. . ' 

Jede Besucherin und jeder Besucher hat sich grundsätzlich auszuweisen. 

. Der Besuch ·.oder Zugang kann grundsätzlich von der Hinterlegung von Aus-. 
weispapieren abh~fl9ig gemacht werden, ll.nd d<;lvon; ·d~ss mitgeführte Gegen,s­
tände abgegeben und ein Durchsuchen und Absonden durch Metalldetektoren 

. ,.gestattet viterden. -

Jeder ·BesuCh . oder Zugang }?~: in das Besucherb'uCh einzutragen ~ 

Besuch~ finden in einem besonderen Raum statt und können optisch bewacht . 
werden. Der Besuch ist abzubrechen, "'.Nenn eine Gefährdung der Sicherheit 
und Ordnung zu befürchten ist. 

Es d;ütfen ·keine Gegenstände ü'b.ergeben ·werqen. Nach jedem . Besuch werden 
.die lJnte~gebrachten Personen durchsucht bZw. abgesondet. 

Die Be'sucherinnen und Besucher werden in geeignßter Weise über die Be­
suchsregelungen unterrichtet. Die durch die Leitung erlassen~n 8~suchsrege­
lungen werden auf Wunsch>, pen untergebrachteIl Personen oder· Anfragenden 
in. schriftlicher Form ausgehändigt (Anlage 2). . .. 
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6.2 Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälte, Rechtsbeistande; Notar.nnen und No­
tare . 

. Rechtsanwältinnen1 Rechtsanwälten, Rechtsbeiständen, Notarinnen und Nota­
ren ist der Zugang gestattet. Sie haben ihre Eigenschaft auf V.erlangen· nach-. . -

zuweisen. 

Die ~esuc~e des vorbezeichneten Personenkreises finden in einem~ gesonder­
ten. Besucherraum innerhalb der allgemeinen Dienststunden statt und werden" 

. nicht überwacht. Die untergebrachten Personen sind anschließend zu durchsu­
chen bzw. abzusonden. Bei der ReGhtsberatung dürfen grundsätzlich nicht 
mehrere untergebrachte Personen gieichzeitiganwes8J)d sein, es sei denn, es 
handelt sich um Mitglieder einer Familie, Paare oder befreundete Personen, de­
ren Wunsch das ist. 

Im Übrigen gelten die allgemeinen Besuchsregelungen. 

:6.:3 BestellteSeelsorgerinnen, Seelsorger, Seelsorgehelferinnen und Seelsor-
gehelfer . 

. Den pestelIten Seelsorgednilen,' Seelsorgern, Seelsorgehelferinnen und Seel­
sorgehelfern ist der Zugang gestattet. Sie haben sich auf Verlangen auszuwei-: 
sen. 

Die I?esuche des vorbezeichneten Personenkreises finden in einem gesonder­
ten Besuchsraum oder '"" n~ch den Vorgaben der Seelsorgevereinbarungen - ,im 
Sakral- . und Gemeinschaftsraum und de'n Hafträumen statt. Sie können auf 
Wunsch bewacht werden . 

Im Übrigen gelten die allgemeinen Besuchsregelung~n. 

6.4 Informations- und Pressebesuche 

Informationsbesuche von Abgeordneten stehen in jedem einzelnen Fall unter . 
. dem Vorbehalt der Zustimmung des für die GfA fachlich zuständigen Ministeri­
ums. 

Auskunfte an die Presse und Besuche durch Pressevertreterinnert oder Pres.;. 
severtreter stehen unter dem Vorbehalt der Zustimmung der PressesteHe des 
'für ·die GfA fachlich zuständigen Ministeriums. Bei allen Besuchen' ist zu be .. 

, rücksichtigen, dass. der. Betrieb, die Sicherheit und Ordnung 'der Gewahr­
samseinrichtung sowie die Intimsphäre der untergebrachten Personen durch, 
den Besuch nicht beeinträc;htigt werden: 

Bei in der Einrichtung untergebrachten Personen des Saarlandes ist zusätzlich 
·das. fachlich zuständige Ministerium im Saarland zu informieren. 
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6.5 Zugangs-und Kontaktrechte 

, , 

Unte'rgebrachten' Personen ist gestattet, sich an Volksvertretungen deos Bundes 
"und der Länd~r sowie deren Mitgliedern, das Europäische 'Parlament und des­
sen Mitglieder, den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, die Europä­
ische Kommission für ,Menschenrechte, den Europäischen Ausschuss zur Ver- ' 
hütung von Folter un(r unmenschficher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe, die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter - Länderkommission - und 
die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder und Einrichtungen,._ 
r.nit denen der Schriftverkehr aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen der 
Bündesrepublik Deutschland geschützt ist, zu wenden. ' 

Untergebrachte Personen können sich jederzeit und unmittelbar mit Wünschen 
und Anregungen an die Mitglieder des Landesbeirats für den Vollzug der Ab­
schiebungs- undZurückweisungshaft in Rheinland-Pfalz wenden. Über die' E­
xistenz des Landesbeirats,sind si~im Erstgespräch mit ~em S"ozialdienst zu in­
formieren~ 

Personen, die den Hohen Flüchtlingskommissarder Vereinten Nationen vertre­
ten dürfen unter Bedingungen, die den Schutz der Privat$phäre garantieren, mit 
untergebrachten Personen Verbindung aufnehmen und, Besuche veteinbaren. 
Dies gilt auch für Organisationen, die im' Auftrag des UNHCR auf der Grundlage 
einer Vereinbarung mit De-utschland tätig sind. Personen, die" anerkannte ein­
schlägig tätige Nichtregierungsorganisationen 'vertreten, dürfen mit unterge­
brachten Personen Verbindung aufnehmen. 

Besuche von Vertreterinnen und, Vertretern der Konsularbehörden sind mit Ein­
verständnis der untergebrachten Persone~ zu gestatten., 

6.6· Schriftverkehr 

Der ausgehende Schriftverkehr der untergebrachten. Personen ist nur zu kon­
trollieren, wenn Anhaltspunkte für eine Fluchtabsicht vorliegen. 

Eingehende Schrifts~ücke und Pakete sind durch das Vollzugspersonal im Bei­
sein der untergebrachten Personen zu öffnen. Davon ausgenommen sind ge­
kennzeichnete 'Schriftstücke einer Rechtsanwältin oder eines ~anwaltes im Zu­
sammenhang einer Vertretung in ausländerrechtlichen oder vollzugsrechtlichen 
Angelegenheiten, die mit einer eritsprechenden Kennzeichnung versehen si'nd. 
Ausreichend ist hier die innerhalb des Justizvollzugs übliche Kennzeichnung als 
Verteidigerpost. 

Ebe.nsoausgenommen sind Schriftstücke, die von den Volksvertretungen des 
B'undes und der Länder ~owie deren Mitgliedern, vom Europäischen Parlament 
und dessen Mitgliedern, dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, 
der Europäischen Kommission für Menschenrechte, dem Europäischen .t\us­
sch~ss zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Be­
handlung oder Strafe, der Nationalen Stelle zur Ve~hütung von Folter - Länder­
kommission ~ , den Datenschutzbeauftragten des ßundes und der Länder, den 
konsularischen Vertretungen des Heimatlandes und weiteren Einrichtungen, 'mit 
denen der Schriftverkehr aufgrurid völkerrechtlicher Verpflichtungen der Bün-
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. desrepü}Jlik .Deutschland .geschützt ist, 'und dem Landesbeirat für' den Vollzug 
der Abschiebungs- undturuckweisungshaft in Rheinland-Pfalz an" die unterge­
brachten Personen gerichtet sind, sofern die Identität des Absenders zweifels­
frei feststeht . 

. Das Vollzugspersonal hält N~chschau, z. B. nach \Nertgegenständen, Bargeld, 
Postwertzeichen und gefährlichen Gegenständen. Gegebenenfalls ~ind diese 
zu entnehmen und den bereits verwahrten Gegenständen hinzuzufOgen. Dies 
ist aUf dem Verwahrzettel entsprechend zu vermerken. 

Pakete dürfen keinen Alköhol und andere berauschende Mittel, Medikamente 
sowie verderbliche Lebensmittel enthalten (Anlage 3 "Hinweise zu Paketen"). 

Dem Vollzugspersonal ist es nicht gestattet Schriftstücke zu lesen. 

6~7 Telefon 

Für Erstgespräche nach der Aufnahme, Gesptachemit Behörden, Auslandsver­
tretungen, Gespräche in dringE?nden Familienangelegenheiten sowie für ein Te­

. lefonat in das jeweilige Heimatland am. Tag vor der Abschiebung ist die Benut­

. zung des dienstlichen Telefons kos~enlos. 

Die Benutiung von privaten oder über den Sozialdienst ausgeliehenen Mobilte­
lefonen ohne Kamerafunktion ist den u'ntergebrachten Personen im Haftbereich 
gest~ttet. Im Büro des Sozialdienstes besteht unter Aufsicht die Mög.Hchk~it zur 
Internettelefon ie. i,skype". 

Den untergebrachten Personen stehen zusätzlich öffentliche Fernsprecher zur 
Verfügung. Dort können gebührenpflichtige Telefonate mi~ 'Telefonkarten ge-
führt werden. . . 

'.7. Arbeitsgelegenheiten und Leistungen nach dem Asyibewerberleistungs­
gesetz (AsylbLG) , 

7~1 Arbeitsgelegenhe~t~n 

Soweit die Sicherheit und Ordnung der Einrichtung dies zulassen, werden den 
untergebrachten Personen Arbeitsgelegenheiten im Sinne von § 5 AsylbLG an­
geboten. Die AUfwandsentschädigung ist im Kontenblatt gutzu~chreiben. 

7.2 Leistungen nach dem AsylbLG 

Allen untergebrachten Personen sind in entsprechender Anwendung von § ·1 a 
LV.m: § 3 Absatz 1 AsylbLG Sachleistungen sowie Taschengeld zu gewähren. 
Der fßstgesetzte Taschengeldbetrag wird wöchentlich im Voraus mittels Kon- . 
tenblatt gutgeSChrieben und kann ab diesem Zeitpu,!kt für Telefonkarten, Ein:. 
käufe ete. verwendet werden. 
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8., ~eligionsauslibung 

Den untergebrachten Personen darr die religiöse Betreuung durch eine SeeJ­
sorgerin ·oder einen Seelsorger' ihrer Religionsgemeinschaft nicht versagt wer­
den. Auf ihren Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem, 
See!sorgerihrer Religionsget:!leinschaft in Verbindung zu treten. 

-
Die untergebrachten Personen haben ,das Recht, am Gottesdienst und an an­
deren religiösen Veranstaltungen ihres Bekenntnisses in Qer Einrichtung teilzu­
nehmen." , 

, Inhalt und Umfang der Rechte und Pflichten der in der Einrichtung tätigen e­
vangelischen und katholischen Seelsorgerinnen oder Seelsorger ergeben sich 
aus den zwischen der' katholischen bzw. evangelischen Kirche und dem Land 
Rheinland-Pfaligetroffenen ~ere~nbarungen. 

Sofern Religionsgemeinsc.haften beantragen, eine bzw. einen von ihnen ,er­
nannte Seelsorgerinoder ernannten Seelsorger zur Ausübung 'der Seelsorge in 
der Gewahrsamseinrichtung zuzulassen, muss dem gru,ndsätzlich entsprochen 
werden~ Wie die religiose Betreuung durch Religionsgemefnschaften in der Ein­
richtung organisiert wird, liegt im Ermessen der Leitung. 

9. Gesundheitsfürsorge 

9.1 Körp.erpfh~ge 

Die untergebrachten Personen haben' die notwendigen Maßnahmen zur Hygie­
n~ zu unterstützen: Ihnen ist täglich Gelegenheit zur Körperpflege zu geben. 
Handtücher und~einigungsmittel werden zur Verfügung gestellt. 

9.2 Medizinische Versorgung 

Die medizinische Versorgung der untergebrachten Personen erfolgt ambulant 
durch die in der 'Einrichtung t~tigen Ärztinnen und Ärzte sowie durch Fachärz­
tinnen und FCichärzte außerhalb der GewahrsClmseinrichtung unter Beachtung 
des Konzeptes der medizinischen. Versorgung in der Gewahrsamseinrithtung 
(Anlage 5). Die stationäre Behandlung erfolgt in lokalen Krankenhäusern und 
Kliniken, der Rheinllessen-Fachklinik sowie im Justizvollzugskrankenhaus in 
Wittlich. 

9.3 ' Kranke 

Die gesundheitliche Betreuung der untergebrachten Personen ist sicherzustel­
len. Erforderlichenfalls ist ärztliche Hilfe anzufordern. 

. .' t 

Die untergebrachten Personen haben die Maßnahmen zum Gesundheitsschutz 
zu unterstützen. ' 
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Ärztlich verordnete Medikamente, Verletzungen, Krankmeldungen und Krank..: 
heitsfälle werden in der Gesundheitsakte vermerkt -

Bettlägerig Erkrankte sowie akut- Suizidgefährdete sind, auf Grund ärztlicher 
Entsch_eidung- und in Abstimtnung mit der zuständigen Ausländerbehörde un­
Verzüglich in ein Kranken ha I:-!.s, ein Justizvollzugskrankenhaus oder eine Fa9h­
klinik, zu verlegen. Die':Ausländerbehörde ist zu verständigen, die das Weitere 
-veranlass( insbesondere die Durchführung der ZurückweisLings.: oder Äbschie­

, bungshaft sicherstellt oder den Haftbeschluss, durch ein Gericht aufheben lässt 
oder selbst außer Vollzug setzt. - , 

9'.4 Unfälle 

Bei Unfällen ist unverzüglich ärztliche, Hilfe herbeizuholen. Die Polizei und die 
Einrichtungsleitung sind unverzüglich zu informieren. 

9.5 Todesfälle 

Stirbt eine untergebrachte Person sind unverzüglich eine Ärztin oder ein Arzt, 
die Poiizei, die örtlich zus~ändige Staatsanwaltschaft, die Leitüng, die,Aufsichts­
und Dienstleistungsdirektion Trier, das für die 'GfA fachlich zuständige Ministeri­
um und -das fachlich zuständige Ministerium' des Saarlandes zu benachrichti­
gen. Leiche und Fundort sind zu sichern. 

Die herbeig,erufene Ärztin oder der Arzt trägt den Tod und die· Todesursache als , 
besonderes Vorkommnis in die Gesundheitsakte ein und stellt den Leichen­
schaüschein aus. 

,Die Leitung unterrichtet die zuständige Ausländerbe,hörde und das zuständige 
Standesamt im Hinblick' darauf, dass diesen die rechtz(3itige Benachrichtigung 
der Konsulate und der Arigßhörigen .obliegt, fernmündlic~ über den Sterbefall. 

Di~se Bestimmungen gelten auch. für Sterbefälle von untergebrachten Perso:­
nen, die sich außerhalb der Einrichtung ereignen. . .. ~' 

9~6 Aufenthalt im Freien 

Die im Bereich der offenen Flure' untergebrachten Personen können während 
der Tageslichtzeite,n die gesicherten HoffJächen selbständig aufsuchen., , 

, , 

Die im geschlossenen FlUr untergebrachten Personen können sich täglich' min­
destens eine Stunde unter Aufsicht in den Hofgangflächen der 
Gewahrsamseinrichtung aufhalten. Die Hofgangflächen sind durch Vollzugsper-
'sonal in ausreichender Anzarhl zu beaufsichtigen~ , 

Von dieser Regelung kann auf Anordnung der Leitung oder der_von ihr beauf­
tragten Person im' Landesdienst im Einzelfall abgewichen werden;. wenn die 
Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung anders nicht' gewährleistet wer-
den kann. ' , 
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Zur Wahrnehmung Von Arbeitsgelegenheiten im Sinne des § 5 AsylbLG kann 
auf Anordnung der L~jtung oder der Von ihr beauftragten Person im Landes­
dienst auch ein Aufel)thalt im Außenbereich ,au,ßerhc;lIb der Hofgangflächen un-

. ter Aufsicht ermöglicht werden. ,. , 
'\0"'.: 

10. Freizeit 

1 0.1 Allg'~meines 

'Den untergebrachten Personen ist heben Arbeitsgelegenheiten eine angemes­
sene Freizeitgestaltung zu ermöglichen. Dies ist vom sozialen Dienst zU unter­
stützen. Hierzu können Ballspiele, Tischfußball, Spielesarnmlungen etc. genutzt 
werden. " ' . 

10.2 Bücher und'Zeitschriften 

Eswerde.n kost~nlo,s Bücher, Zeitungen, Zeitschriften und elektronische Medien 
in verschied<?ne,n Sprachen vorgehalten. 

Die untergebrachten Personen können sich .zusätzfich aLif eigene Kosten Zei­
tUng'en, Zeitschriften und Büchet (oder AuszUge daraus) beschaffen. 

Zeitungen, Zeitschriften, Bücher (oder Aus?:ü,ge daraus) und elektronische Me­
dien,' deren Kenntnis"eine Gefährdung der Sicherheit und'Ordnung oder des 

, Uhterbringungszwecks befürchten lässt, siridnicht. zugelassen. ~ntsprechende 
Artikel in Zeitungen und Zeitschriften sind gegebenenfalls zu entfernen. Die'An­
.ordnung trifft die Leitung. 

10.3 Hörfunk und Fernsehen 

In (Jen ztnim'ern steht jeweilseifl Fernsehgerät zur VertUgung. Eigene. Hörtunk­
geräte, Kassettenrekorder' od~r DVO-Abspielgeräte' konnen in den Aufenthalts­
räumen ats auch in den Zimmern betrieben werden. Diese Geräte können ·be~ 
trieben werden, soweit dadurch andere nicht gestört werden und'die'Sicherheit 
und Ordnung der Einrichtung nicht gefährdet ist. 

,11. Soziale. Betreu,:!ng 

Die' untergebrachten Personen' können den sozialen Dienst .der Einrichtung in ' 
, Anspruch: nehmen, um Hiifestellungzur Lösung ihrer petsönlichen Probleme zu 
erhalten. Die Hilfe soll darauf a,usgerichtet sein',,' sie in die Lage:zll versetzen, ih-
re Angelegenheiten seIQst.~y ordnen und zu regeln. ' 

Die B'?treuung 'erfolgt nach den Grundsätzen des Soziaibetreuungskonzeptes 
durch landeseigene Sözialarbeiterinnen öder Sozia.larbeiter. Bei der Umsetzung 
des Konzeptes sind die indhiiduellen B~durfnisse der untergebrachten Perso­
ne.n sowie die ständig w~chsetnde Belegungsstru.ktur zu beachten. 
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Der SoziaJdienst ist u.a. irieinem Büro im offenen Flur erreichbar. 

'12. Siche.rheit und Ordnung 

12:1" Hausordnung 

Die Hausordnung der Gewahrsamseinrichtung wird von der Leitung erlassen 
und dient der Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung. Sie, ist" mehrspra­
chig bereitzuhalten und entsprechend auszuhändigen. 

1'2.2 Durchsuchung 

Die Leitung oder die von ihr beauftragte Person im Landesdienst kann anord,- ' 
nen, dass die untergebrachten Personen bei der AUfnahme durchsucht werden. 

, , 

Nach Abwesenheit vom Unterkunftsflur ist eine Durchsuchung bei Bestehen ei-
, nes begründeten Verdachts durchzuführen. ' 

Die Durchsuchung 9ient der Sicherheit der in der Gewahrsamseinrichtung täti­
gen' Dienstkräfte und der untergebrachten Personen, der'Verhinderung vor) Be­
freiungsversuchen sowie der Verhinderung von Selbst- oder Fremdgefährdung~- , 
Bei Gefahr im Verzug oder aufAnc;>rdnung der Einrichtungsleitung oder einer 
von ihr beauftragten Person im Landesdienst kann eine mit einer Entkleidung 
verbundene Durchsuchung vorgenQmmen werden. 

Bei der Durchsuchung ist die Menschenwürde zu, wqhren. Es dürfen grundsätz­
lich nur Personen des Geschlechts derzu untersuchenden Personen anwesend 
sein. Sie ist in einem geschlossenen Raum durchzuführen. Die Intimsphare ist 
stets zu achten. ' . 

12.3 Ablieferung und Verwahrung von Gegenständen 

Untergebracht~ Personen haQen dieirt ihrem Besitz befindlichen Gegenstände, 
, mit denen sie sich oder aridEm:~ verletzen können, die z~r Beschädigung von 

Sachen oder zur Befreiung, dienen ~önnen, sowie Ausweispapiere, Geld (inkl. 
Bri~f~arken), Mobiltelefone mit Kamerafunktion, Wertsachen usw. abzugeben. 

, Schriftstücke und persönliche Aufzeichnungen zur Wahrnehmung berechtigter 
Interessen dürfen in persönlichem Besitz verbleiben, ' 

Werden abzuliefernde Gegenstände nicht freiwillig herausgegeben, sind di~s,e, 
auf entsprechende Weisuqg der Landesbediensteten zu beschlagnahmen und 

, in Verwahrung zu nehmen: 

Die Gegenstände der untergebrachten Personen sind nach Durchsuchung si­
cher aufzubewahren' Und sorgfältig .zu behandeln. Sie werden 'getrennt nach 
Wertsachen und Bargeld und gefährlichen Gegenständen eingeschweißt und 
so gekennzeichnet, dass Verwechslungen auszuschließen sind. ' 
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, Für die Verwahrung stehtein Ve'iwahrraum zur Verfügung. 

Jeder Gegenstand wird auf dem Verwahrzettel verzeichnet. Die untergebrach­
ten Personen bestätigen jeweils durch ihre Unterschrift die Richtigkeit des Ver­
wahrzettels. Die- Verweigerung der Unterschrift ist zu vermerken. Der Vermerk 

. ~soll gegengezeichnet werden: . 
' ...... 

12.4 Allgemeine Sicherungsmaßnahmen 

Die Zugänge zu den Unterbringungsfluren, den Sicherheitszentralen, den 
Hauseingäng~n einschließlich der Torzufahrt, dem Pfortengebäude sowie dem 
Pfoitenraum im Haftgebäude sind unter Verschluss zu halten· und, regelmäßig 
zu kontrollieren. Ausnahmen bedürfen der Anordnung der Leitung. 

Zur Verhinderung von, Ausbrüchen sind regelmäßig und, zu unr~gelmäßigen . 
Tageszeiten Kontrollen durchzuführen. Die Kontrollen haben sich ,insbesondere 
auf Türen, Fenster, Gitter, Schlösser, Riegel, Fußböden, W~nde, Decken und 
Einrichtungsgegenstände zu erstrecken. Die Zimmer sind täglich zu kontrollie-. 
ren. Darüber hinaus sind Kontrollen im Kellerbereich durchzuführen sowie sol­
che, die, sich' auf di'e Auß~nfront der Gewahrsamse'inrichtung, den Außenbe-

" reiqh, insbesondere die Hofgangflä~hen sowie die Umzäunung erstrecken, ' 

Die ordnungsgemäße Durchführung der Kontrollen ist regelmäßig und, zu unre-
gelmäßigen Tageszeiten zu kontrollieren: ' 

Für' die Durchführung der Kontrollmaßnahmen ist ciie Leitung bzw. die von ihr 
damitbeauftragte Person im, Landesdienst verantwortlich. Ihre Durchführung ist 
im Wachbuch, schriftlich, 'nachzuweisen. 

Die Zimmer sind vor und nach jeder 8elegung eingeh,end zu überprüfen. 

Seim Betreten eines Flures ist stets eine zweite Dienstkraft hinzuzuzi~hen. Per­
sonen, die nicht im' Vollzug tätig sind, sowie di,e Bediensteten der Verwaltung 
sollen den Flur nur in Begleitung ein'er Vollzugspers,on betreten. Ausn~hmen 
dürfen nach einer entsprechepden Belehrung und Unterzeichnung eines Haf­
tungsausschlusses zugelas'seh werden. Männliche Bedienstete sollen die Zim­
m.er weiblicher, Personen nur in Anwesenheit einer weiblichen Bediensteten be­
treten und umgekehrt. 

Vor dem Betreten eines Zirtnilers ist zu klopfen oder das Betreten anzukündi­
gen. 

Schusswaffen oder schusswaffenähnliche ,Gegenstände dürfen.'.-,; mit Ausnah­
me der Polizei bei besonderen Gefahrensituationen, wie z.B. Geiselnahme, Be­
freiungsversuch usw. - nicht in die Gewahrsamseinrichtung ~ingebracht wer­
den. 
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_12.5 _Besonde~e Sicherut:"g$maßria~men 

Bei Gefährdung: der- Sicherheit- und Ordnung in der Gewahrsarilseinrichtung­
sind besondere Sicherungsmaßnahmen zu treffen. Hierbei sind die nLeitiinien 
zum Umgang mit Sicherungsmaßnahmen in der Gewahrsamseinrichtung für 
Ausreisepflichtige" zu beacht?n (Anlage 4). Vor jeder Aus- und Vorführung au­
ßerhalb der Einrichtung- prüft die Leitung oder die damit beauftragte p~rson im 
Landesdienst, -ob _ besondere Sicherungsmaßnahmen erforderlich ~sind. Diese 
werden von der Leitung oder der damit beauftragten Person im Landesdienst 
Jeweils im Einzelfall- angeordnet. Die Maßnahmen werden unter Angabe der 
Grü~de, des Orts und der Dauer der besC?nderen Sicherungsmaßnahmen 
schriftlich festgehalien. -

Bei _ den Sfcherungsmaßnahmen ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu 
berücksichtigen. 

Als besondere Sicherungsmaßnahmen komr:nen insbesonder~ in Betracht: 

• Beobachtung (auch bei Nacht), 

Ii Verlegung in ein anderes Zimmer oder einen anderen Flut, 

• Unterbringung in einem S~parationsraumi 

• Entzug oder Beschränkung des Aufenthalts im Freien, 

• Fesselung an Händen und lader Füßen. Die Fesselung ist zeitweise 

zu lockern, soweit dies notwen.dig ist. Eine Fesselung I Fixierung in 

Form der"hogtie-Fesselung" (die jeweils aneinander gefesselten Hän­

de und Füße werden hinte~ dem Rucken mit einander verbunden) ist _ 

untersagt, 

JI Telefonverbot - dies gilt nicht für Telefonate mit der anwaltlichen Ver­

tretung oder Behö~den, 

• Besuchsverbot -dies gilt nicht für Besuche der anwaltlichen Vertre­

tung sowie Besuche "\/on Seelsorgerinnen und Seelsorgern. 

Be_i .unt~rbringung in einem Beobachtungsraum oder dem Entzug oder der Be-
1?chränkung des Aufenthalts im Freien ist eine Ärztin oder ein Arzt beizuziehen. 
Diese bzw. dieser iegt die Zeiträume der Überwachung' fest. Im Übrigen ist re--
geimäßig zu kontrollieren. -

-. . . . 
-12.6 Vollzug - äußere u~d innere Sicherheit der Einrichtung 

Die nähere Gestaltung des Vollzugs sowie die Gewährleistungd~r äußeren und 
inn~ren Sicherheit -und Ordnung der Gewahrsamseinri6htung durch ein privates 
Si~herheitsunternehmen -erfolgt durch gesonderte vertragliche Regelungen. 
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13. Alarmplan 

pie Handhabung· besonderer Vorkommnisse und die Unterrichtung der zustän­
digen Stellen ergeben sich a~s dem Alarmplan. 

"Ingelheim, den 01.07.2015 

Im Auftrag 

Stefan Mallner 
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